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Anstieg von Messerangriffen: Faeser
kündigt neue Maßnahmen für Bahnhöfe

an
Bundespolizei registriert 430 Messerattacken in Bahnhöfen

von Januar bis Juni 2024. Innenministerin Faeser plant
schärfere Waffenrechte.
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Anstieg von Messerattacken an Bahnhöfen
in Deutschland: Ein gesellschaftliches
Problem

Die Bundespolizei hat in den ersten sechs Monaten des Jahres
2024 einen alarmierenden Anstieg von Messerattacken
registriert, insbesondere an Bahnhöfen. In einer kürzlich
veröffentlichten Statistik wurden bereits 430 Fälle dokumentiert,
was im Vergleich zum gesamten Jahr 2023 (777 Fälle) einen
deutlichen Anstieg darstellt. Diese Zahlen werfen Fragen zu den
Sicherheitsbedingungen und den sozialen Herausforderungen in
urbanen Räumen auf.

Wer sind die Täter?

Bei den Fällen von Messergewalt zeigt sich ein
besorgniserregendes Muster: Etwa die Hälfte der ermittelten
Täter hat keinen deutschen Pass. In der Statistik werden 129
Täter als „nichtdeutsch“ geführt, während 121 als „deutsch“
verzeichnet sind. Die Herkunft vieler nichtdeutscher Täter wird
klar: Hauptsächlich kommen sie aus Ländern wie Afghanistan,



Algerien und Marokko sowie aus Polen, Syrien und der Türkei.
Dies deutet auf verschiedene soziale und wirtschaftliche
Faktoren hin, die zu dieser Entwicklung beitragen könnten.

Reaktionen der Politik

Angesichts dieser besorgniserregenden Zunahme von
Messerattacken hat die Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) Maßnahmen angekündigt. Sie plant eine Verschärfung des
Waffenrechts, die eine Einschränkung des Umgangs mit Messern
im öffentlichen Raum vorsieht. Laut Faeser sollen nur
Haushaltsmesser, die in geschlossenen Behältnissen
transportiert werden, von diesem Verbot ausgenommen sein.

Eine der konkreten Änderungen betrifft die Klingenlänge: Statt
der bisherigen Regelung von zwölf Zentimetern dürfen künftig
Messer mit einer Klingenlänge von maximal sechs Zentimetern
in der Öffentlichkeit mitgeführt werden. Für besonders
gefährliche Springmesser plant Faeser ein generelles Verbot.

Forderungen nach mehr
Sicherheitsmaßnahmen

Zusätzlich zu den geplanten gesetzlichen Änderungen fordert
die Ministerin von den Kommunen eine Schaffung von „Waffen-
und Messerverbotszonen“. Diese Verbotszonen sollen
konsequent durchgesetzt werden, ähnlich wie die Kontrollen der
Bundespolizei an Bahnhöfen. Die wiederholten Messerattacken
haben den Druck auf die Politik erhöht, wirksame
Sicherheitsmaßnahmen einzuführen und den Schutz der
Bevölkerung in öffentlichen Verkehrsmitteln zu gewährleisten.

Gesetzliche Regelungen und Konsequenzen

Aktuell sind bereits bestimmte Messer wie Butterfly-Messer in
Deutschland verboten. Verstöße können mit Freiheitsstrafen von
bis zu drei Jahren oder Geldstrafen geahndet werden. Weitere



gesetzliche Bestimmungen beinhalten, dass Einhandmesser und
feststehende Messer mit einer Klingenlänge von mehr als zwölf
Zentimetern nicht außerhalb des eigenen Wohnraums oder
Grundstücks mitgeführt werden dürfen.

Fazit: Eine wachsende Herausforderung

Der Anstieg von Messerattacken an Bahnhöfen reflektiert nicht
nur ein dringendes Sicherheitsproblem, sondern auch breitere
gesellschaftliche Herausforderungen. Die geplanten Änderungen
im Waffenrecht sind ein Schritt in Richtung mehr Sicherheit, sind
jedoch auch Ausdruck der Notwendigkeit, die sozialen und
wirtschaftlichen Bedingungen, die zu solchen Gewalttaten
führen, zu adressieren. Die kommenden Wochen werden zeigen,
welche konkreten Maßnahmen ergriffen werden, um die
Sicherheit im öffentlichen Raum zu gewährleisten und das
Vertrauen der Bürger in die Behörden wiederherzustellen.

Details
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